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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Eva Gottstein, 
Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Joachim 
Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Niko-
laus Kraus, Peter Meyer, Prof. Dr. Michael Piazolo, 
Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jut-
ta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Digitales Renteninformationssystem einführen – 
Rentenansprüche transparenter machen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bun-
desebene für die Implementierung eines digitalen 
Renteninformationssystems einzusetzen, welches es 
den Bürgern ermöglicht, ihre Anwartschaften aus der 
gesetzlichen Rente, den berufsständischen Renten, 
den Betriebsrenten und etwaigen weiteren Altersvor-
sorgeleistungen zeitnah zu überblicken. Ferner soll es 
den Bürgerinnen und Bürgern möglich sein, diese 
digitale Übersicht auf Antrag auch in Papierform zu 
erhalten. 

Begründung: 

Viele Bürgerinnen und Bürger stellen sich die Frage, 
ob ihre Rente, bzw. ihre Altersvorsorge einmal zu 
einem auskömmlichen Leben im Alter ausreichen 
wird. Tatsache ist, dass alleine mit der gesetzlichen 
Rente es vielen Bürgern in Zukunft nicht mehr möglich 
sein wird, ihren erarbeiteten und gewohnten Lebens-
standard zu erhalten. Die Politik fordert daher seit 
Jahren die Bürgerinnen und Bürger verstärkt dazu 
auf, zusätzliche Möglichkeiten der Altersvorsorge aus-
zuschöpfen. Inwieweit diese jedoch im konkreten Fall 
zu einer Erhöhung der Alterseinkünfte beitragen, ist 
für viele nicht erkennbar. Das schafft Unsicherheit. 

Der bisherige Kanzleramtsminister Peter Altmaier 
schlug vor wenigen Tagen daher die Einführung eines 
digitalen Renteninformationssystems vor, welches es 
den Bürgerinnen und Bürgern ohne großen Aufwand 
ermöglichen soll, Auskünfte über ihre Anwartschaften 
aus der gesetzlichen Rente, der berufsständischen 
Versorgung, der Betriebsrente und etwaigen weiteren 
privaten Altersvorsorgen zu erhalten. Vorbild sollen 
hier die skandinavischen Länder Dänemark, Schwe-
den und Norwegen sein, in denen es bereits jetzt 
möglich ist, mittels eines digitalen Renteninformati-
onssystems die aktuell zu erwartende Rentenhöhe in 
Erfahrung zu bringen. 

In Deutschland hingegen informiert jede einzelne Stel-
le die Bürgerinnen und Bürger gesondert und somit 
nicht zeitnah über ihre Anwartschaften. Eine Zusam-
menführung sämtlicher Informationen ist für den Otto-
Normalverbraucher überaus zeitintensiv und somit nur 
schwer durchführbar. Außerdem fehlt die Aktualität. 
Es besteht daher die Gefahr, dass Versorgungslücken 
nicht oder nicht rechtzeitig erkannt werden, um etwa 
mittels zusätzlicher Vorsorge umzusteuern. Letztend-
lich verschärft sich damit das mittlerweile bekannte 
Problem der Altersarmut unnötig weiter, weswegen 
ein allgemeines Bedürfnis an der Einführung des skiz-
zierten Informationssystems besteht. Darüber hinaus 
ist für alle Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit zu 
schaffen, auf Antrag die Informationen auch in Papier-
form zu erhalten. Die Vorgaben des Bundesdaten-
schutzgesetzes sind bei der Implementierung eines 
digitalen Renteninformationssystems zu berücksichti-
gen. 

 



BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – 
Keine. Enthaltungen? – Das sind die Fraktion der 
FREIEN WÄHLER und Herr Kollege Felbinger (frakti-
onslos). Damit ist auch dieser Dringlichkeitsantrag an-
genommen.

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/18867 mit 17/18871 sowie 17/18899 mit 
17/18902 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen. 

Dann habe ich die Ergebnisse der letzten drei na-
mentlichen Abstimmungen. Das erste war die Abstim-
mung über den Dringlichkeitsantrag der Abgeordne-
ten Markus Rinderspacher, Florian von Brunn, Klaus 
Adelt und anderer und Fraktion (SPD) betreffend 
"Dritte Startbahn: Keine Umwandlung in Aktiengesell-
schaft – kein Wortbruch der Staatsregierung!" auf der 
Drucksache 17/18865: Mit Ja haben 61 und mit Nein 
73 gestimmt, und es gab 1 Stimmenthaltung. Damit ist 
der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 8)

Nun zum Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der Ab-
geordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Thomas Gehring und anderer und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend "Keine Umwandlung 
der Flughafen München GmbH (FMG) in eine Aktien-
gesellschaft – Keine dritte Startbahn durch die Hinter-
tür" auf der Drucksache 17/18895: 56 Ja-Stimmen, 
71 Nein-Stimmen und 1 Stimmenthaltung. Damit ist 
auch dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 9)

Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung über den 
nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der Abgeordne-
ten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Benno Zierer 
und anderer und Fraktion (FREIE WÄHLER) betref-
fend "Endgültige Absage an FMG-Umwandlung in Ak-
tiengesellschaft – keine dritte Startbahn auf Umwe-
gen" auf der Drucksache 17/18896: 55 Ja-Stimmen, 
74 Nein-Stimmen und 1 Stimmenthaltung. Damit ist 
auch dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 10)

Wir haben jetzt noch den Tagesordnungspunkt 7. Da 
wurde auf eine Aussprache verzichtet. Der Tagesord-
nungspunkt 8 wird im Einvernehmen der Fraktionen 
heute abgesetzt und auf eine der nächsten Sitzungen 
verschoben. Zu den Tagesordnungspunkten 9 bis 11 
haben wir auch nur noch die Abstimmungen.

Ich rufe also den Tagesordnungspunkt 7 auf:

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Ludwig Hartmann, Thomas Gehring u. a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Radikalisierungsprozess des OEZ-Amokläufers 
aufarbeiten (Drs. 17/17571) 

Wie schon erwähnt, verzichtet die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN auf eine Aussprache. Wir kom-
men zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss 
für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 
empfiehlt die Ablehnung des Antrags. Wer entgegen 
dem Ausschussvotum dem Antrag zustimmen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 
Fraktion der SPD und die Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Die Gegenstimmen bitte! – Die CSU-
Fraktion. Enthaltungen? – Die Fraktion FREIE WÄH-
LER und Kollege Felbinger (fraktionslos). Damit ist 
dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 9 
bis 11:

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo u. a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER)
Vernünftige Personalplanung für Bayerns 
Schulen I:
Einstellungstermine überdenken und 
Nachwuchskorridore schaffen! (Drs. 17/17591) 

und

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo u. a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER)
Vernünftige Personalplanung für Bayerns  
Schulen II:
Befristungsunwesen für Lehrpersonal beenden! 
(Drs. 17/17592) 

und

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo u. a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER)
Vernünftige Personalplanung für Bayerns  
Schulen III:
Freiwillige Aufstockung des Stundendeputats für 
Teilzeitlehrkräfte auf unbürokratischem Weg 
ermöglichen (Drs. 17/17770) 

Die Fraktionen sind übereingekommen, auf eine Aus-
sprache zu verzichten. Wir kommen damit gleich zur 
Abstimmung. Die Fraktionen haben sich weiter darauf 
verständigt, über die Voten der federführenden Aus-
schüsse für Bildung und Kultus sowie für Fragen des 
öffentlichen Dienstes abzustimmen. Die federführen-
den Ausschüsse empfehlen, die Anträge abzulehnen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/18869 

Digitales Renteninformationssystem einführen - Rentenansprü-
che transparenter machen! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Dr. Hans Jürgen Fahn 
Mitberichterstatter: Dr. Gerhard Hopp 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und 
Soziales, Jugend, Familie und Integration federführend zuge-
wiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Dringlich-
keitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 78. Sitzung am 1. März 2018 beraten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Eva Gottstein, Dr. Hans 
Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Joachim Hanisch, Johann Häus-
ler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Prof. Dr. Mi-
chael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta 
Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/18869, 17/21307 

Digitales Renteninformationssystem einführen – Rentenansprü-
che transparenter machen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des Abstimmungsverhal

tens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte 

ich jetzt um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, der FREI

EN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN sowie Frau Kollegin Claudia 

Stamm (fraktionslos), Herr Kollege Günther Felbinger (fraktionslos) und Herr Kollege 

Alexander Muthmann (fraktionslos). Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – 

Keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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